

Dr. Johannes Wasmuth* 

Keine Sternstunde des Rechtsstaats: Zwei Jahrzehnte Aufarbeitung von SED-Unrecht

Die Bemühungen um eine Wiedergutmachung für Unrechtsakte des SED-Regimes weisen erhebliche rechtsstaatliche Defizite auf. Diese beschränken sich nicht auf Einzelfälle. Vielmehr kommt ihnen struktureller Charakter zu. So ist bislang etwa niemals der Sachverhalt der repressiven, nach stalinistischem Muster betriebenen Entnazifizierung ermittelt worden, der für die Verfolgungen im Rahmen der Wirtschafts- und Bodenreform charakteristisch war. Es zeigt sich: Unrecht in SBZ und DDR wird ebenso verdrängt wie NS-Unrecht oft jahrzehntelang nicht zur Kenntnis genommen wurde. 

I. Kritische Nachfragen

Am 3.10.2010 jährte sich der Tag der deutschen Einheit zum 20. Mal. Vor zehn Jahren haben Papier und Möller die Hoffnung zum Ausdruck gebracht, die Aufarbeitung von Unrecht des SED-Regimes möge besser gelingen als diejenige des NS-Unrechts.
 Inzwischen ist es angemessen nachzufragen, ob sie rechtsstaatlich vertretbar gelungen ist. Dazu werden die geltenden Gesetze
 sowie die Entscheidungspraxis von Behörden und Gerichten beleuchtet. Zuvor gilt es, die Strukturen des SED-Unrechts, welche das Wiedergutmachungsrecht aufgegriffen hat, klarzulegen. Um sie besser nachvollziehen zu können, werden dabei die Unterschiede und Parallelen zur NS-Verfolgung aufgezeigt.

II. Strukturen des SED-Unrechts im Vergleich zum NS-Unrecht

SED-Unrecht ist maßgeblich politische Verfolgung. Wie die NS-Verfolgung setzt es sich aus zwei Komponenten zusammen: Anknüpfungspunkt waren Persönlichkeitsmerkmale, wegen derer Betroffene als sozial-ethisch verwerfliche Subjekte oder sozial-ethisch verwerflich Handelnde ausgegrenzt wurden. Diese Einstufung führte zu schweren Rechtsgutseingriffen.
 

Während das NS-Regime wegen der Rasse, Weltanschauung, Religion oder sexueller Identität ausgrenzte, wandte sich das SED-Regime gegen den Klassenfeind, der auch als Nazi- und Kriegsverbrecher,
 Saboteur, Revisionist, Schädling, Monopolkapitalist, Konterrevolutionär oder Kriegshetzer
 umschrieben wurde. Darauf gestützt wurde zur Machtusurpation unter dem harmlos klingenden Topos „antifaschistisch-demokratischer Reformen,“ die nach marxistisch-leninistischem Verständnis Maßnahmen des Machtkampfs der Partei der Arbeiterklasse darstellten, der „schärfste Klassenkampf“ zur Realisierung der „Diktatur des Proletariats“ durchgeführt.
 Wesentliche Unterschiede zum NS-Unrecht bestehen aber deshalb, weil rassische NS-Verfolgung auf den systematischen Völkermord abzielte und diesen in erschreckendem Umfang auch verwirklicht hat.

Etwa an Mitgliedern politischer Parteien und von Gewerkschaften hat aber auch das NS-Regmie keinen Völkermord verübt. Das ihnen angetane Maß an Unrecht
 hat die SED-Verfolgung in SBZ und DDR im übrigen ebenfalls erreicht:
 Mit dem Einmarsch sowjetischer Truppen wurden auch deutsche Zivilisten interniert. Damit begann eine Verfolgung, die zu den grausamsten Akten stalinistischer Machtusurpation in der SBZ zählt. Sie wurde von Repressionsakten Sowjetischer Militärtribunale (SMT)
 und deutscher Sonderstrafgerichte einschließlich desjenigen in Waldheim
 fortgesetzt. Die Maßnahmen dienten vor allem der Ausschaltung von Klassenfeinden und Gegnern des Sowjetsystems. Sanktionen waren Todes- oder Regelstrafen von 25 Jahren Internierung oder Zwangsarbeit in Speziallagern.
 Dabei wurde der Tod zehntausender Deutscher in Kauf genommen. Bereits nach sowjetischen Angaben wurden zwischen 1945 und 1950 rd. 123.000 Deutsche inhaftiert. Davon sind rd. 43.000 aufgrund der katastrophalen Lagerbedingungen gestorben. 13.000 Personen wurden in sowjetische Arbeitslager verschleppt. Lediglich 45.000 Inhaftierte wurden später als entlassen registriert.
 Diese Zahlen sind nach neueren Forschungen aber zu niedrig gegriffen. Weitere Sanktion war vor allem die Vermögenseinziehung, die zur Entnazifizierung parallel und vorrangig gegenüber SMT-Verfahren von deutschen, extralegalen Repressionsorganen - insbesondere von Landes- und Präsidialkommissionen - verhängt wurde. Diese Doppelspurigkeit bestand, weil die sowjetische Besatzungsmacht weitere Entnazifizierungskompetenzen erst mit dem Befehl Nr. 201
 der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) auf deutsche Organe übertragen hat.
 Daher erfolgte die Entnazifizierung bis 1947 in Aufgabenteilung sowjetischer und deutscher Stellen, aber in einheitlichem Verfolgungszusammenhang.

Neben der repressiven Entnazifizierung und - häufig damit austauschbar - wurde ein rigoroses Wirtschaftsstrafrecht politisch missbraucht. Zweck des DDR-Strafrechts waren ohnehin die Integrität der im Abwehrkampf gegen den Klassenfeind stehenden Arbeiterklasse
 sowie die im jeweiligen gesellschaftlichen Entwicklungsabschnitt gegebenen Erfordernisse des Kampfes der Arbeiterklasse.
 Damit war die politische Instrumentalisierung des Strafrechts erklärtes Programm, die auch zu inszenierten Massenverfolgungen führte. Genannt seien dazu nur die mit den Verfahren gegen Textilunternehmer in Glauchau/Meerane einsetzenden Strafverfolungen,
 die Verfolgung von Hoteleigentümern vor allem auf der Insel Rügen im Rahmen der Aktion Rose
 oder rund 8000 Schauprozesse zur Kollektivierung der Landwirschaft.
 Massenhafte Verfolgungsmaßnahmen betrieben zudem das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) und seine Vorgängerorgane,
 das die als Terrorinstrument eingesetzte politische Justiz in der Ulbricht-Ära nicht nur lenkte, sondern selbst Akte zur Zersetzung der Persönlichkeit von Klassen- und Staatsfeinden in Gang setzte.
 

Im Gegensatz zum NS-Staat gab es im SED-Regime außerdem Unrechtsakte, die nicht auf die Kaltstellung der Person, sondern allein auf den objektbezogenen Entzug von Vermögenswerten abzielten. Unrechtscharakter tragen sie aufgrund ihrer Entschädigungslosigkeit oder ihrer diskriminierenden Wirkung. Darin erschöpfte sich dieses Unrecht. Beispiele sind der Zugriff auf Westvermögen oder die zur Überschuldung führende DDR-Mietgesetzgebung. 

Art und Schwere beider Unrechtsformen unterscheiden sich wesentlich. Enteignungen
 haben nie in die Persönlichkeitssphäre eingegriffen. Zudem waren die an die verfolgungsbedingte Ausgrenzung geknüpften Rechtsfolgen weitaus einschneidender als der Entzug einzelner Vermögenswerte, bestanden sie doch regelmäßig in langjährigen Freiheitsentziehungen bzw. der Entziehung der wirtschaftlichen, beruflichen und sozialen Existenzgrundlagen. Hätte das Grundgesetz bereits in SBZ und DDR gegolten, wären die „zweiaktigen“ Verfolgungen, zumal wenn sie auf einen Schuldvorwurf gestützt waren, als Verletzungen der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) zu beurteilen.
 Objektbezogene Vermögenszugriffe verletzten dagegen nur die Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG) bzw. den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG). Grobe Verfolgungsakte verstoßen zudem gegen allgemein in der Völkergemeinschaft anerkannte Menschenrechte und werden als unwirksam behandelt. 
 Deshalb hat das BezG Dresden den Verurteilungen durch das Sondergericht in Waldheim schon wegen der groben Mißachtung strafprozessualer Garantien die Wirksamkeit abgesprochen.
 Entschädigungslose Vermögenszugriffe sind zwar völkerrechtswidrig, lösen aber lediglich Entschädigungsansprüche des Heimatstaates aus.

III. Wiedergutmachungsgesetzgebung

1. Entstehung

Die Aufarbeitung kommunistischen Unrechts begann in der UdSSR. Dort konnten auch deutsche Zivilisten, die nicht als „Kriegsverurteilte“ galten, auf der Grundlage der Rehabilitierungserlasse des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 16.1.1989 rehabilitiert werden. Dies hat Staatspräsident Gorbatschow der Bundesregierung am 13.6.1989 ausdrücklich bestätigt.
 Für das Verständnis des deutschen Rehabilitierungsrechts ist zudem von Bedeutung, dass bereits das sowjetische Recht für die Repressionsakte der Zwangskollektivierung (sowjetische Bodenreform) in der UdSSR eine strafrechtliche Rehabilitierung vorsah.
 Im Vorfeld der Einheit Deutschlands gab es zudem zwei unterschiedliche Ansätze für eine deutsche Wiedergutmachungsgesetzgebung:

Nach dem Sturz Honeckers ging die Initiative zur Rehabilitierung politisch Verfolgter von der DDR aus. Sie bezog schon früh sowjetische Verfolgungsakte als zu rehabilitierendes Unrecht ein.
 Daran hielt die DDR-Volkskammer trotz mehrerer Interventionen von UdSSR
 und DDR-Ministerrat
 fest. Aufgrund des Rehabilitierungsgesetzes vom 6.9.1990
 waren daher in der DDR kurzfristig nach dem 7.10.1949 verübte straf-, verwaltungs- und berufsrechtliche Verfolgungsvorgänge sowie Internierungen durch Besatzungsmächte zu rehabilitieren.
 Auf Druck der Bundesregierung wurden aber nur dessen Regelungen zur strafrechtlichen Rehabilitierung übernommen.
 Das Rumpfgesetz wurde durch das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz
 ersetzt, das die Rehabilitierung erweiterte. Verwaltungs- und Berufsrechtliches Rehabilitierungsgesetz datieren vom 23.6.1994.

Nach der Wende in der DDR war es Ziel der Bundesregierung, die durch den Grundlagenvertrag
 ausgesetzten Gespräche zur Regelung offener Vermögensfragen wieder aufzugreifen, um Ansprüche von Bundesbürgern geltend zu machen. Eckpunkte dazu wurden konstruktiv ab Mai 1990 diskutiert, die in die Gemeinsame Erklärung vom 15.6.1990 (GemErkl.) einmündeten. Sie erfasste zwar überwiegend Westdeutschen zugefügte Vermögensschäden, beschränkte sich aber nicht mehr darauf.

Der Erlass von Wiedergutmachungsgesetzen, die auf unterschiedliche Formen von SED-Unrecht reagieren, wurde im Einigungsvertrag vom 31.8.1990 (EVertr.) vereinbart. Nachdem sich die DDR in Ziff. 9 GemErkl. zur Bereinigung strafrechtlicher Vermögenseinziehungen in justizförmigen Verfahren verpflichtet hatte, erklärt Art. 17 Satz 1 EVertr. die Absicht, eine gesetzliche Grundlage für die Rehabilitierung der Opfer einer politisch motivierten Strafverfolgungsmaßnahme zu schaffen. Die Denkschrift der Bundesregierung zum Einigungsvertrag
 hat zudem anerkannt, dass durch das SED-Regime auch verwaltungsrechtliche und betriebliche Verfolgungsmaßnahmen ergriffen wurden, deren „Rehabilitierung zu den vordringlichsten Aufgaben im Zusammenhang mit der Herstellung der staatlichen Einheit“ zählen. 

Um den Gesetzgeber auch zur Wiedergutmachung von Vermögensverlusten zu verpflichten, wurde die Gemeinsame Erklärung als Anlage III Bestandteil des Einigungsvertrages. (vgl. Art. 41 Abs. 1 EVertr.). Dass die in Ziff. 1.-8. GemErkl. enthaltenen Vereinbarungen nur für objektbezogene, nicht als Folge einer politischen Verfolgung eingetretenen Vermögensschädigung gelten sollten, ergibt sich damit sowohl aus Art. 41 Abs. 1 EVertr. i.V.m. Nr. 9 GemErkl. als auch aus Art. 17 Satz 1 EVertr. Deshalb waren Rehabilitierungsgesetze für Verfolgungsakte (Art. 17 Satz 1, Art. 41 Abs. 1 EVertr. i.V.m. Ziff. 9 GemErkl.) sowie Rückgabe-, Entschädigungs oder Ausgleichsleistungsregelungen für objektbezogene, nicht verfolgungsbedingte Enteignungen (Art. 41 Abs. 1 EVertr. i.V.m. Ziff. 1 Satz 3, Ziff. 3 lit. a, c Ziff. 8 GemErkl. ) zu erlassen. 

2. Getrennte Sach- und Normbereiche von Rehabilitierungsrecht und Recht der offenen Vermögensfragen

Rehabilitierungsgesetze einerseits und Vermögens-
, Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz
 andererseits erfassen unterschiedliche Formen von SED-Unrecht. Danach gelten ausschließlich die Rehabilitierungsgesetze für zweiaktige, wesentlich rechtsstaatswidrige Verfolgungsvorgänge in SBZ und DDR unabhängig davon, ob sie sich vor Gründung der DDR ereigneten
 und zum Vermögensverlust führten
 Außerdem erfasst § 1 Abs. 5 StrRehaG strafrechtliche Administrativakte, für die Sonderorgane mit repressiven Kompetenzen ausgestattet waren.
 Dagegen gilt das Vermögensgesetz für entschädigungslose (vgl. § 1 Abs. 1 lit. a VermG) oder diskriminierende (vgl. § 1 Abs. 1 lit. b VermG) Enteignungen, deren Unrecht sich in dem objektbezogenen Eingriff erschöpft. 

Als Fremdkörper erscheint indes § 1 Abs. 6, 7 VermG. Danach ist das Vermögensgesetz für verfolgungsbedingte Vermögensschädigungen des NS- und des SED-Regimes entsprechend anwendbar. Dabei handelt es sich aber um Rechtsfolgeverweisungen, weil NS-Schädigungen nichtig sind und nur faktisch bestehen.
 Gleiches gilt für Verfolgungsakte in SBZ und DDR.
 Die rehabilitierungsrechtliche Aufhebung
 ist daher nur deklaratorischer Natur.
 § 1 VI, VII VermG hat deshalb eine vergleichbare Funktion wie bereits die alliierte Rückerstattungsgesetzgebung bei der Aufarbeitung von NS-Unrecht in den damaligen westlichen Besatzungszonen, die lediglich „eine beschleunigte Rückerstattung feststellbarer Vermögenswertbestände sicherzustellen“ hatte.
 Dennoch wurde § 1 Abs. 6, 7 VermG zunächst missverstanden. Das KG behandelte einen NS-Vermögenszugriff als Enteignung und meinte, eine Rückgabe sei nach § 1 Abs. 8 lit. a VermG ausgeschlossen, weil der Vermögenswert erneut besatzungshoheitlich enteignet worden sei.
 Deshalb hat der Gesetzgeber durch das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz
 in § 1 Abs. 8 lit. a, 2. Halbs. VermG klargestellt, § 1 Abs. 8 lit. a, 1. Halbs. VermG gelte nicht für Verfolgungsakte i.S. von § 1 Abs. 6, 7 VermG.
 Entsprechende Klarstellungen bestehen für besatzungsrechtliche und besatzungshoheitliche Vermögensschädigungen nach § 1 Abs. 1 Satz 2, Abs. 1a Satz 2 AusglLeistG. Mit der Ausgleichsleistung ist keine Rehabilitierung verbunden.

Der Behandlung einer durch die verfolgungsbedingte Zwangsaussiedlung bewirkten Vermögensentziehung als unlautere Machenschaften i.S. von § 1 Abs. 3 VermG ist der 7. Senat des BVerwG daher unter Berufung auf die getrennten Sach- und Normbereiche von Rehabilitierungsrecht und Recht der offenen Vermögensfragen entgegengetreten.
 Danach erfassen die Rehabilitierungsgesetze Unrechtsakte, die durch grob rechtsstaatswidrige Eingriffe in die Persönlichkeitssphäre des Geschädigten gekennzeichnet sind,
 auch wenn Nebenfolge ein Vermögenszugriff war.
 Dagegen gilt das Vermögensgesetz für Maßnahmen, die gezielt (nur) den Verlust des zurückgeforderten Vermögenswertes bezweckt haben.
 

IV. Defizite der Gesetzgebung 

Gegenüber der NS-Wiedergutmachungsgesetzgebung, die diverse Verfolgtengruppen nicht erfasst hat,
 ist das Recht zur Aufarbeitung des SED-Unrechts im Grundsatz rechtsstaatlich gelungen. Dies gilt aber nicht uneingeschränkt:

1. Unberücksichtigte Verfolgungsfälle

Massenvergewaltigungen deutscher Mädchen und Frauen durch Angehörige sowjetischer Truppen stellen besonders niederträchtige Unrechtsakte dar. Die Opferzahlen in den ehemaligen Ostgebieten werden mit 1.400.000, in der SBZ mit 500.000 und in Berlin mit 100.000 angegeben.
 Die Betroffenen wurden häufig erst nach tagelangen Torturen entlassen, die rund 10 % der Geschändeten nicht überlebten. Selbst wenn sich der Gesetzgeber außer Stande sah, politische Verfolgungen sowjetischer Organe zu rehabilitieren, hat er dennoch für im Zusammenhang mit der Errichtung oder Aufrechterhaltung der kommunistischen Gewaltherrschaft stehende sowjetische Inhaftierungen Ausgleichsleistungen nach Maßgabe von §§ 17 bis 19 StrRehaG vorgesehen.(§ 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 StrRehaG). Für die Vergewaltigungen fehlt eine Regelung. Sie dürfen nicht länger tabuisiert werden. 

Oft praktiziertes Mittel politischer Verfolgung war die Zwangseinweisung in Kinderheimen und Jugendhöfen.
 Für sie gilt das Strafrechtliche Rehabilitierung nach § 2 StrRehaG nur, wenn die Einweisung mit Freiheitsentziehung oder haftähnlichen Bedingungen verbunden war. Deshalb läuft § 2 StrRehaG für Einweisungen häufig leer. Dann besteht nur ein Rehabilitierungsanspruch nach § 1a Abs. 1 VwRehaG ohne Folgeansprüche. Handlungsbedarf besteht zudem für Zwangsadoptionen, die - unter Verantwortung der Ministerin für Volksbildung Margot Honecker - aus politischen Gründen angeordnet wurden.

2. Nachträgliche Aufhebung vermögensrechtlicher Ansprüche 

Der Gesetzgeber hat mehrere zunächst begründete Vermögensansprüche nachträglich gestrichen. Dies gilt etwa für den bereits angemeldeten Anspruch auf Übertragung eines Ersatzgrundstücks aus § 9 VermG a.F.
 Solche Ansprüche jedoch fallen unter die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG.
 Dennoch hat das BVerfG die vollständige, fiskalisch begründete Entziehung der bestehenden Eigentumsposition als Inhalts- und Schrankenbestimmung i.S. von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG gewertet.
 Zutreffend hat der EGMR statt dessen eine Verletzung der Eigentumsgarantie i.S. von Art. 1 Abs. 1 ZP zur EMRK offenbar angenommen. Eine Entscheidung ist allerdings nicht ergangen, weil die Bundesregierung einen Vergleich abgeschlossen hat, um keine Verurteilung zu riskieren.

3. Verfahrensrecht

Als Schwachstelle bei der Aufarbeitung von SED-Unrecht hat sich die Entscheidung nach Aktenlage infolge der bloßen Schriftlichkeit des strafrechtlichen Rehabilitierungsverfahrens erwiesen.
 Eine nur ausnahmsweise zulässige mündliche Erörterung (§ 11 Abs. 3 StrRehaG) findet praktisch nicht statt.
 Strafrechtliche Rehabilitierungsentscheidungen unterscheiden sich deshalb signifikant von aufgrund einer Hauptverhandlung sachverhaltlich ermittelten Strafurteilen. Folge des schriftlichen Verfahrens ist zudem der weitgehende Ausschluss einer Kontrolle durch den BGH.
 

Rechtsstaatlich verfehlt ist auch der systematische Abbau von Vermögensämtern und Kapazitäten bei den Rehabilitierungsbehörden. Damit wird in Kauf genommen, dass tausende noch anhängige Anträge erst bis 2020 entschieden werden. Daran ändert der Versuch des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) nichts, dieses Faktum durch bereits erledigte Fälle zu relativieren.

V. Defizite beim Gesetzesvollzug

Daneben sind erhebliche Defizite bei der Gesetzesanwendung durch Behörden und Gerichte festzustellen: Zum einen wird der maßgebliche Unrechtssachverhalt unzureichend ermittelt. Zum anderen werden die gesetzlichen Regelungen zum Nachteil der Betroffenen immer wieder verkannt. Dies geht so weit, dass Entscheidungen vom BVerfG ausdrücklich als Willkürakte aufgehoben wurden.

1. Unzureichende Ermittlung des Sachverhalts 

Der gesetzlich vorgeschriebenen Amtsermittlung in Wiedergutmachungsverfahren
 unterliegen die Umstände der Unrechtsakte, aber auch deren Rechtsgrundlagen und Anwendungspraxis. Letztere waren kein bundesdeutsches Recht. Sie sind als Rechtstatsachen durch Freibeweis zu ermitteln.

a) Missbrauch der strafrechtlichen Entnazifizierung im Vorfeld der KRD Nr. 38. Der weitgehende Ermittlungsausfall des Verfolgungssachverhalts ist signifikant im Bereich der strafrechtlichen Entnazifizierung, die im Vorgriff auf die in der SBZ als Strafgesetz angewandte KRD Nr. 38
 stattgefunden hat. Dabei handelt es sich um folgende Fallgruppen: 

aa) Verfolgung Industrieller im Rahmen des sächsischen Volksentscheides. Bei der Verfolgung Industrieller aufgrund des sächsischen Volksentscheides vom 30.6.1946
 unterstellt die Rechtsprechung eine verwaltungsrechtliche Umverteilung der Eigentumsverhältnisse im wirtschaftlichen Bereich.
 Dazu werden die SMAD-Befehle Nr. 124
 und 64
 sowie das sächische Gesetz über die Übergabe von Betrieben von Kriegs- und Naziverbrechern in das Eigentum des Volkes
 herangezogen. Der SMAD-Befehl Nr. 124
 hat nach Ziff. 9 jedoch nur eine vorläufige Vermögenssicherung ermöglicht,
 Ziff. 1 SMAD-Befehl Nr. 64
 hat bereits vollzogene Vermögenseinziehungen nachträglich bestätigt. Art. 1 des Gesetzes vom 30.6.1946 setzte die Feststellung der Schuld als Kriegs- oder Naziverbrecher voraus. Schon der Wortlaut dieser Vorschriften gibt also das Verfolgungsgeschehen nicht wieder. 

Grundlage der Verfolgung waren vielmehr die Richtlinien zum Volksentscheid vom 21.5.1946.
 Sie enthielten drei Straftatbestandsgruppen: Naziverbrecher, aktivistische Nazis, Kriegsinteressenten. Darunter fanden sich solche mit sozialethisch verwerflichen Handlungen und solche mit dem Vorwurf der Mitgliedschaft in einer als sozialethisch verwerflich eingestuften NS-Organisation. Nach der SBZ-Rechtspraxis waren auch letztere Straftatbestände.
 Entsprechend strukturierte Tatbestände kennt das bundesdeutsche StGB ebenso.
 

Gestützt auf die Richtlinien hat das als Untersuchungsorgan agierende Wirtschaftsministerium willkürlich Belastungsmaterial zusammengestellt und der Präsidialkommission zur Entscheidung über die Schuld des Betroffenen vorgelegt. Diese tagte in Sammelterminen,
 während derer jeweils über die Schuld von 30 bis 40 Personen entschieden wurde. Sie waren zudem nicht öffentlich. Der Betroffene und sein Verteidiger warer nicht zugelassen. Von den Angeklagten wurden rd. 50 % schuldig gesprochen.
 Rechtsstaatliche Garantien wurden dabei noch nachhaltiger verletzt als durch das Sondergericht in Waldheim.

Diese Vorgänge waren Entnazifizierungsverfahren im Vorgriff auf die am 12.10.1946 erlassene KRD Nr. 38.
 Das System der Entnazifizierung in der SBZ, das sich erheblich von derjenigen in Westzonen unterschied, folgt aus dem SMAD-Befehl Nr. 201 und den Ausführungsbestimmungen (AB) Nr. 2 und 3, der zwei unterschiedliche Entnazifizierungsverfahren regelte und für die strafrechtliche Entnazifizierung die Garantien der Strafprozeßordnung weitgehend aufhob. Danach gab es zwei Verfahren mit verschiedene Rechtsgutseingriffen: Für berufsrechtliche Maßnahmen waren Entnazifizierungskommissionen nach der KRD Nr. 24
 zuständig.
 Sämtliche anderen Sanktionen i.S. der KRD Nr. 38
 einschließlich der Vermögenseinziehung durften dagegen nur von Sonderstrafgerichten und ihnen gleichgestellten Verwaltungsorganen in Strafverfahren
 verhängt werden.
 Diese Funktionsweise der Entnazifizierung wurde nicht ermittelt.
 Zwar agierte die Präsidialkommission zunächst als extralegales Repressionsorgan. Ihre Funktion wurde aber in Ziff. 5 SMAD-Befehl Nr. 201 i.V.m. Ziff. 20 Ausführungsbestimmung Nr. 3 zum SMAD-Befehl Nr. 201 bestätigt.
 Danach war sie den durch den SMAD-Befehl Nr. 201 eingerichteten Sonderstrafgerichten gleichgestellt und ermächtigt, Vermögenseinziehungen zu verhängen. 

Die Richtlinien zum Volksentscheid belegen zudem, dass der von den Rehabilitierungsgerichten behauptete Zweck der Umgestaltung der Eigentumsverhältnisse im wirtschaftlichen Bereich den Rechtstatsachen widerspricht. Dort heißt es: „Der Volksentscheid richtet sich also ausschließlich gegen Naziverbrecher, aktivistische Nazis und Kriegsinteressenten. ... Der beabsichtigte Volksentscheid ist also keine wirtschaftliche Maßnahme; ....“ Daneben wurden andere Dokumente bekannt, die den Strafzweck belegen.
 Hintergrund der strafrechtlichen Ausgestaltung war das Potsdamer Abkommen vom 2.8.1945, das einen Zugriff auf das Vermögen von als Nazi- und Kriegsverbrechern beschuldigten Zivilisten zuließ.
 Wenn bei dieser Rechtslage Unternehmensinhaber verfolgt wurden, missbraucht der Zugriff auf Produktionsmittel - ebenso wie in Wirtschaftsstrafverfahren
 - geltendes Strafrecht, stellt aber den Strafcharakter nicht in Frage. 

Dies ergibt sich auch aus der Vielzahl der infolge der Schuldfeststellung verhängten Sanktionen, die kraft Gesetzes oder faktischer Übung eintraten. Danach wurden betriebliches und privates Vermögen eingezogen. Den Betroffenen war jede Berufsausübung mit Ausnahme niederer körperlicher Arbeiten untersagt. Aberkannt wurden das aktive und passive Wahlrecht. Öffentlicher Tadel ist amtlich publiziert worden. Zur Durchführung dieser Maßnahmen erfolgte die Registrierung der Betroffenen als Kriegs- und Naziverbrecher.
 Da sich die Besatzungsmacht die übrige Entnazifizierung bis August 1947 vorbehalten hatte, wurden daneben von den SMT Todes- und Freiheitsstrafen verhängt.

Diese Rechtstatsachen erwähnt kein Rehabilitierungsgericht. Werden sie aber der Prüfung von § 1 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 5 StrRehaG zugrunde gelegt, sind die Verfolgungsakte strafrechtlich zu rehabilitieren. Sie waren spezifisch strafrechtlich, weil sie auf dem Schuldvorwurf sozialethisch verwerflichen Handelns oder sozialethisch verwerflicher Mitgliedschaften beruhten, harte Strafsanktionen zur Folge hatten und einen spezifischen Strafzweck verfolgten.
 Da die Repressionsverfahren einen noch geringeren rechtsstaatlichen Standard aufwiesen als die Waldheimverfahren i.S. von § 1 Abs. 2 StrRehaG, und dabei verhängten Sanktionen der vollständigen Vermögenseinziehung und des weitgehenden Berufsverbots das wirtschaftliche Existenzminimum
 nahm und der Schuldvorwurf die konkrete Gefahr begründete, in weiteren strafrechtlichen Entnazifizierungsverfahren vor dem SMT oder - seit Herbst 1947 - vor deutschen Sonderstrafgerichten jahrelang interniert oder zum Tode verurteilt zu werden,
 steht der wesentliche Verstoß gegen die rechtsstaatliche Ordnung und die diesen bedingende politische Verfolgung außer Frage.
 

bb) Verfolgung in Berlin (Ost). Noch klarer ist die erst 1949 durchgeführte strafrechtliche Verfolgung in Ost-Berlin.
 Schuldvorwurf und deshalb verfügte Vermögenseinziehung wurden auf Straftatbestände der KRD Nr. 38 gestützt. Rechtsgrundlage der Verfolgung war dagegen nicht das Gesetz zur Einziehung von Vermögenswerten der Kriegsverbrecher und Naziaktivisten,
 das in § 2 eine Beschuldigung nach der KRD Nr. 38 vielmehr voraussetzte, die schon verfügte Vermögenseinziehung in § 1 nur noch bestätigte und in § 8 die Bekanntgabe der Vermögenseinziehung durch eine Listenveröffentlichung zuließ. Auch diesen Sachverhalt hat die Rechtsprechung nicht ermittelt.

cc) Sog. Bodenreform. Dem Muster der Bestrafung Industrieller entsprach auch die Verfolgung durch die Bodenreform, die von der DDR-Justiz stets als Strafaktion eingeordnet wurde.
 Eine Verfolgung von Personen mit Höfen unter 100 ha
 erfolgte aufgrund eines Vorwurfs als Kriegs- und Naziverbrecher nach Maßgabe der Tatbestände in den AB zu Art. II, Ziff. a und b der Bodenreformverordnungen. Die Schuldfeststellung hatte identische Folgen wie diejenige nach den Richtlinien zum sächsischen Volksentscheid. Zusätzlich erfolgte die Vertreibung durch Kreisverweisung. Die Funktion der Landesbodenkommissionen entsprach derjenigen der Präsidialkommissionen. Der Strafzweck ergibt sich u.a. daraus, dass die Verfolgung mit der Bestrafung von Nazi- und Kriegsverbrechern mit dem Potsdamer Abkommen gerechtfertigt wurde
 und dass die Vermögenseinziehung ausschließlich in Strafverfahren zulässig war.
 Soweit in den Bodenreformverordnungen außerdem die Umverteilung der bereits eingezogenen Landflächen an Neusiedler als Zweck angegeben wird, war dieser für die Auswahl der Verfolgten unerheblich. Er erklärt auch weder die Schuldvorwürfe noch die über den Entzug von Bodenflächen hinausgehenden Sanktionen. Die bislang angenommene Zweckbestimmung der Bodenumverteilung
 verfehlt daher den Verfolgungszweck grundlegend. 

Die Verfolgung der Betroffenen mit Höfen über 100 ha unterscheidet sich davon durch eine besonders perfide Schuldfeststellung. Sie erfolgte kraft Gesetzes.
 Die gesetzlich festgesetzte Schuld, die in der Mitgliedschaft der Bande des feudalen und junkerlichen Großgrundbesitzes bestehen sollte, welche die Schuld für Reaktion, Faschismus und Eroberungskriege trage,
 konnten die Betroffenen aufgrund der AB zu Art. II. Ziff. 3 zu den Bodenreformverordnungen nur in Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen durch den Nachweis widerlegen, aktive Kämpfer gegen den Faschismus gewesen zu sein. In den übrigen Ländern der SBZ wurde eine solche Regelung nur erwogen. Diese Zusammenhänge belegen neben der übrigen Einbettung der Verfolgung in das Verfolgungsgeschehen, dass Art. I Ziff. 1 Satz 2 der Bodenreformverordnungen ein spezifischer Strafvorwurf und nicht nur Ausdruck kollektiver Diskriminierung war.

dd) Zusammenhang mit Waldheimverfahren. Zum Verständnis dieser Verfolgungsfälle ist es erhellend, deren Verhältnis zu Waldheimverfahren klarzulegen. In Waldheim wurden rund 3.400 Personen
 verurteilt, die der NKWD als Nazi- und Kriegsverbrecher verhaftet hatte. Über deren Schuld hatten die SMT 1950 noch nicht entschieden, weshalb sie der deutschen Justiz übergeben wurden. Ein erheblicher Prozentsatz der in Waldheim Verurteilten war bereits Opfer der von Boden- oder Präsidialkommissionen verhängten Strafmaßnahmen, die parallel zu sowjetischen Internierungen durchgeführt wurden. Insofern besteht ein direkter Verfolgungszusammenhang zwischen den der Vermögenseinziehung dienenden Verfahren vor den Kommissionen und den Waldheimverfahren. Soweit die Rechtsprechung annimmt,
 eine vor einem Waldheimurteil verfügte Vermögensschädigung habe eine Enteignung auf besatzungsrechtlicher oder besatzungshoheitlicher Grundlage i.S. von § 1 Abs. 8 lit. a, 1. Halbs. VermG dargestellt, werden der einheitliche Verfolgungszusammenhang und der Verfolgungscharakter des ebenfalls auf einen Schuldvorwurf gestützten Vermögenseinzugs missachtet.

ee) Rechtsstaatswidrigkeit des Ermittlungsausfalls. Die Repressionsakte im Rahmen von Boden- und Wirtschaftsreform
 wurden nicht ermittelt. Vielmehr wurden Vermögenszugriffe durchgängig von dem ihnen zugrunde liegenden Schuldvorwurf, dem damit verfolgten Strafzweck und den weiteren Sanktionen isoliert. Allein deshalb erscheint das Verfolgungsgeschehen als harmlose Enteignung. Bei vergleichbarem Vorgehen müsste auch die NS-„Arisierung“ oder der Entziehung von Gewerkschafts- oder SPD-Vermögen als diskrimierende Enteignung eingeordnet werden, weshalb § 1 VI VermG leer liefe. 

Die unterbliebene Sachverhaltsermittlung und die deshalb erfolgte Einordnung als Enteignung basiert auf dem Bodenreformurteil des BVerfG
, das dazu eine unvollständige und partiell unrichtige Vorschriftensammlung des Gesamtdeutschen Instituts herangezogen hat.
 Eine Ermittlung des Verfolgungsgeschehens hat dagegen nicht stattgefunden, weil das BVerfG kein Tatsachengericht ist. Den Einwand eines Bf., er sei nicht enteignet, sondern strafrechtlich verfolgt worden, hat das BVerfG in einem Verfahren zur Prüfung der lediglich Enteignungen erfassenden Vorschriften in § 1 Abs. 8 lit. a, 1. Halbs. VermG, Ziff. 1 GemErk daher als unzulässig zurückgewiesen und dargelegt, der abweichende Sachverhalt müsse von den Fachgerichten ermittelt werden.
 Deshalb ist es unzulässig, wenn die Fachgerichte eine Sachverhaltsermittlung unter Berufung auf das Bodenreformurteil unterlassen.
 

Eine Kammer des BVerfG
 hat gar - allein gestützt auf zwei nicht einschlägige Entscheidungen - dargelegt, Akte der Boden- und Wirtschaftsreform seien keine Strafmaßnahmen.
 Gegenüber einem solchen Vorgehen ist klarzustellen: Die Verurteilung eines Beschuldigten durch die DDR-Justiz aufgrund eines unterschobenen Sachverhalts war rechtsstaatswidrig.
 Spiegelbildlich gilt aber nichts anderes, wenn nicht ermitteltes Verfolgungsunrecht mit dem Ziel negiert wird, Ermittlungen von Fachgerichten zu unterlaufen. Dies gilt erst recht, weil das BVerfG die Verfolgungsvorgänge der Boden- und Wirtschaftsreform bislang allein als Enteignungen hinstellt,
 obgleich die Fachgerichte den Verfolgungscharakter dieser Unrechtsakte nicht mehr in Frage stellen.

b) Weitere Fälle. Unzureichende Ermittlungen sind auch für andere Wiedergutmachungsverfahren kennzeichnend. Dabei gibt es zwei Gruppen von Ermittlungsfehlern: Einerseits wurde der von der DDR-Justiz festgestellte Sachverhalt einfach übernommen ohne zu bedenken, dass die unzutreffende Tatsachenfeststellung häufiges Mittel der politischen Verfolgung war.
 Daran scheitern auch zahlreiche Rehabilitierungsverfahren von Opfern der Zwangseinweisungen in Kindeheime und Jugendwerkhöhe, weil lediglich die Jugendhilfeakten herangezogen werden ohne zu berücksichtigen, dass diese den tatsächlichen Verfolgungscharakter oft verschleiern. Andererseits wurde der Verfolgungscharakter nicht ermittelt. Darunter leiden nicht nur straf-,
 sondern auch berufsrechtliche Rehabilitierungsentscheidungen.
 

2. Bedenkliche Rechtsanwendung

a) Boden- und Wirtschaftsreform. aa) Behandlung durch die Rechtsprechung. Die Aufarbeitung der Boden- und Wirtschaftsreform ist auch aus anderen Gründen rechtsstaatlich problematisch. Die Betroffenen haben zunächst Ansprüche nach dem Vermögensgesetz geltend gemacht und scheiterten, weil es nach § 1 Abs. 8 lit. a, 1. Halbs. VermG auf besatzungsrechtliche und besatzungshoheitliche Enteignungen nicht anwendbar ist. Dazu rangte sich die Diskussion um die von der Bundesregierung vor dem BVerfG aufgestellte Behauptung, UdSSR und DDR hätten für die Einheit einen Rückgabeausschluss verlangt. Diese Forderung hat es nie gegeben. Die UdSSR hat, ebenso wie die Westalliierten, auf der Indemnität für von ihren Organen erlassene Rechtsakte bestanden. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut der maßgeblichen Dokumente,
 aber auch daraus, dass diese jeweils auf Vorstöße der DDR-Volkskammer reagierten, sowjetische Internierungen zu rehabilitieren.
 Eckpunkte für die Rückgabe von Vermögenswerten gab es dagegen im Zeitpunkt des Aide mémoire vom 28.4.1990 noch nicht. Der DDR ging es um den Schutz ihrer Bürger, nicht aber um die Sicherung künftigen Bundesvermögens.
 

Derart eingeschränkt hat das BVerfG im Bodenreformurteil die Forderungen von UdSSR und DDR verstanden: Die allein überprüfte Vereinbarung in Ziff. 1 GemErkl., besatzungsrechtliche oder besatzungshoheitliche Enteignungen nicht mehr rückgängig zu machen, hat das Gericht dahingehend ausgelegt, diese dürften nicht als nichtig behandelt und durch eine umfassende Rückgabe
 bereinigt werden.
 Zur Höhe der in Ziff. 1 Satz 4 GemErkl. vorbehaltenen Ausgleichsleistungen gebe es keine Vorgaben.
 Denkbar sei auch ein Rückerwerb, soweit er möglich und von der Interessenlage her angezeigt sei.
 Im Umfang von Ziff. 3 lit. a und b GemErkl. ist daher trotz der einzigen, mit der DDR vereinbarten und von der UdSSR hingenommenen
 Beschränkung der Wiedergutmachung in Ziff. 1 GemErkl. auch eine Rückschenkung oder - öffentlich-rechtlich ausgedrückt - eine Rückgabe möglich. Das Bodenreformurteil des BVerfG ist daher entgegen der daran erhobenen Kritik korrekt. Es steht der Rückgabe grundsätzlich nicht entgegen. 

Es ist aber unübersichtlich formuliert und wurde deshalb missverstanden. Insbesondere das Bundesministerium der Justiz (BMJ) hat es in mehreren Stellungnahmen gegenüber dem BVerfG und dem BVerwG dazu instrumentalisiert, die sowjetische Indemnitätsforderung als Forderung hinzustellen, die UdSSR habe jeden Vorwurf der Rechtswidrigkeit von Maßnahmen unterbinden wollen, die unter ihrer Oberhoheit durchgeführt seien. Da die Rückgabe aufgrund eines solchen Vorwurfs erfolgte, sei sie per se ausgeschlossen. Diese Aussage steht zwar im Widerspruch zur Auslegung von Nr. 1 GemErkl. durch das Bodenreformurteil und zu dem Umstand, dass auch Ansprüche nach dem Ausgleichsleistungsgesetz und den Rehabilitierungsgesetzen Unrechtsakte unter sowjetischer Besatzungshoheit begründen. Dennoch fiel diese Erfindung des BMJ bei BVerwG
 und BVerfG
 auf fruchtbaren Boden. Im Bodenreform II-Beschluss
 ist das BVerfG deshalb nicht mehr auf den im Bodenreformurteil festgestellten Inhalt von Ziff. 1 GemErkl. eingegangen. Statt dessen begründet es, weshalb ein Rückgabeverbot von der völkerrechtlichen Einschätzungsprärogative der Bundesregierung gedeckt gewesen sei. Daraus aber kam es wegen des bereits festgestellten Inhalts von Ziff. 1 GemErkl., der einen generellen Rückgabeausschluss nicht rechtfertigt, nicht an. Die völkerrechtliche Einschätzungsprärogative betrifft dagegen nur die Frage, ob die Bundesregierung berechtigt war, eine bestimmte völkerrechtliche Vereinbarung zu treffen.

Diese Kontroverse hat den Blick dafür verstellt, dass auf Schuldvorwürfen beruhende Verfolgungsakte der Boden- und Wirtschaftsreform aufgrund der getrennten Sach- und Normbereiche
 nur vom Rehabilitierungsrecht erfasst werden. Vor dem 3. Senat des BVerwG scheiterte eine verwaltungsrechtliche Rehabilitierung jedoch an § 1 Abs. 1 Satz 2, 3 VwRehaG.
 Danach ist das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz nicht auf Enteignungen i.S. von § 1 Abs. 1-5, Abs. 8 VermG anwendbar, wohl aber auf Vermögensverluste infolge politischer Verfolgung (vgl. § 1 Abs. 7, Abs. 8 lit. a, 2. Halbs. VermG, § 7 Abs. 1 Satz 1 VwRehaG). § 1 Abs. 1 Sätze 2, 3 VwRehaG soll Überschneidungen von Verwaltungsrechtlichem Rehabilitierungs- und Vermögensgesetz verhindern. Diese sind nur bei Willkürakten denkbar, die von beiden Gesetzen erfasst werden (vgl. § 1 Abs. 3 VermG, § 1 Abs. 2, 2. Alt. VwRehaG). Daran ändert auch der Hinweis des 3. Senats des BVerwG auf die Begründung der Bundesregierung zum Entwurf von § 1 VwRehaG
 nichts. Danach werden von § 1 Abs. 1 Satz 3 VwRehG lediglich Enteignungen i.S. von § 1 Abs. 8 lit. a, 1. Halbs. VermG, nicht aber Verfolgungsmaßnahmen im Rahmen der Boden- und Wirtschaftsreform erfasst. Letztere fallen per se nicht in den unmittelbaren Anwendungsbereich des Vermögensgesetzes, sondern werden nur von der Rechtsfolgenverweisung des § 1 VII VermG erfasst.

Nachdem der Senat lange nicht erkennen ließ, ob er Verfolgungsmaßnahmen sachverhaltlich als solche oder nur als Enteignungen erfasst, hat er kürzlich den Verfolgungscharakter der Bodenreform explizit klargestellt.
 Für die daraufhin eingetretenen Vermögensverluste wendet er dennoch § 1 Abs. 1 Satz 3 VwRehaG an, weil primärer Zweck der Bodenformverordnungen die Umverteilung von Eigentum gewesen sei. Dagegen spricht: Die Umverteilung war für die Auswahl der Verfolgten irrelevant. Sie kann deshalb kein primärer Zweck gewesen sein. Mehr noch: Ein von einem Verfolgerstaat vorgeschobener Zweck rechtfertigt niemals, einen Verfolgungsakt als bloße Sozialisierungsmaßnahme zu behandeln und derart zu verharmlosen. Ohnehin übersieht der Senat die Klarstellung in § 1 Abs. 8 lit. a, 2. Halbs. VermG. Abgesehen davon, daß das BVerwG wegen des strafrechtlichen Charakters der Verfolgungsakte
 für deren Rehabilitierung unzuständig ist,
 erweist sich seine Rechtsprechung demnach auch sonst als rechtlich angreifbar. 

bb) Einflussnahme von Bundesministerien. Diese rechtsstaatlichen Fehlentwicklungen sind auch auf Interventionen mehrerer Bundesministerien zurückzuführen. Ihr Einsatz kann hier nur angedeutet werden: Dass Gerichte den tatsächlichen Verfolgungssachverhalt nicht erfassen,
 beruht maßgeblich darauf, dass BMJ und BMF seit dem Bodenreformverfahren vor dem BVerfG gezielt ein harmloses Enteignungsgeschehen lancieren. Weit gespannt ist das Arsenal, mit dem BMF und BMJ rechtlich problematische Ansichten quasi-amtlich verbreitet haben, um Rehabilitierungsansprüche abzuschneiden. Dies erfolgte durch Stellungnahmen in Gerichts- und Petitionsverfahren, Rundbriefe, Koordinierungssitzungen, Fortbildungsveranstaltungen, Vorträgen oder Fachpublikationen. Die verwaltungsrechtliche Rehabilitierung wird zudem durch irreführende Formblätter, die an die Antragsteller ausgegeben werden, zielgerichtet dadurch erschwert, dass damit das zweiaktige Verfolgungsunrecht nicht sachgerecht erfasst wird, was bei rechtlich unerfahrenen Betroffenen zu einer unvollständigen Antragstellung führt. Dies gilt etwa für die Verfolgung durch Ordnungsstrafmaßnahmen. 

Bedenklich sind auch die Interventionen bei russischen Stellen, zur Rückgabe nach § 1 Abs. 7 VermG berechtigende russische Rehabilitierungen
 wieder aufzuheben oder erst gar nicht zu erlassen,
 nachdem bekannt wurde, wie viele Betroffene der Boden- und Wirtschaftsreform parallel von SMT-Gerichten verurteilt worden waren. Dazu passen diverse Maßnahmen des Auswärtigen Amtes (AA), die u.a. darauf abzielten, russische Rehabilitierungen zu erschweren oder darüber mit problematischen Übersetzungen zu informieren.

b) Weitere Fälle. Auch jenseits der Fälle von Boden- und Wirtschaftsreform krankt die Rechtsanwendung im Bereich der Rehabilitierung immer wieder daran, dass Behörden und Gerichte zu sehr geneigt sind, von bundesdeutschen Rechtsverhältnissen auszugehen und diese auf Recht und Rechtspraxis in SBZ und DDR zu übertragen. Damit werden das Unrecht und seine Funktionsmechanismen häufig verkannt.
 Dies ist offenkundig, wenn eine Rehabilitierung deshalb scheitert, weil das verübte Unrecht mangels förmlichen Gerichtsverfahrens nicht als Strafmaßnahme aufgefasst wird.
 Dabei verkennen sie, dass die Strafverfolgung in SBZ und DDR häufig in den Händen von Verwaltungsorganen lag. Außerdem wird § 1 Abs. 5 StrRehaG übersehen, der eine Rehabilitierung auch für strafrechtliche Administrativmaßnahmen anordnet. 

Vielfältig sind die Bemühungen, Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsansprüche in rechtlich bedenklicher Weise abzulehnen oder zu minimieren. Auch dazu nur einige Beispiele: U.a. durch die Zwangskollektivierung geschädigte Alteigentümer haben nach § 3 Abs. 5 Satz 1 AusglLeistG Anspruch auf einen begünstigten Flächenerwerb. Er läuft weitgehend leer, weil die Landesvermögensämter zu einem erheblichen Teil noch nicht über Ausgleichsleistungsansprüche entschieden haben. Seit 1994 sind die Verkehrswerte ohnehin erheblich gestiegen, was den Erwerbsanspruch entsprechend mindert. § 3 Abs. 2 Satz 3 AusglLeistG gewährt Alteigentümern, die als Wiedereinrichter Flächen gepachtet haben, einen Anspruch auf begünstigten Erwerb. Der Normtext macht diesen Anspruch nicht von der Verpflichtung zur Ortsansässigkeit des Anspruchstellers abhängig. Sie folgt auch nicht aus dem Normzweck, weil der Anspruch ein Stück Wiedergutmachung für erlittenes SED-Unrecht darstellt. Dennoch verpflichtet der 5. Senat des BGH einen solchen Erwerber - im Einzelfall mit erheblichem wirtschaftlichen Schaden - zur Ortsansässigkeit und beruft sich dazu allein auf eine Richtlinie der Treuhandanstalt (THA), die niemals Gegenstand des Gesetzgebungsverfahrens war.
 Oder: Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 6 Abs. 1 Satz 1 EntschG werden dem Geschädigten erhaltene Gegenleistungen bei der Berechnung der Bemessungsgrundlage für die Entschädigung abgezogen. Dies gilt auch dann, wenn die Gegenleistung seinerzeit mit nicht diskriminierenden Steuern verrechnet wurden (§ 6 Abs. 1 Satz 3, 2, Halbs. EntschG). Nach verbreiteter Praxis der Vermögensämter erfolgt aber auch eine Verrechnung mit Steuern, die der Geschädigte aufgrund eines mit seiner Ausreise aus der DDR verbundenen Zwangsverkaufs seines Grundvermögens entrichten musste. Nicht berücksichtigt wird, dass der Geschädigte ohne den diskriminierenden Zwangsverkauf keine Steuern hätte zahlen müssen. 

VI. Kritische Schlussbetrachtungen

Die Aufarbeitung des SED-Unrechts hat Probleme bereitet: Die Vorgänge in SBZ und DDR sind im Westen ausgebildeten Juristen weitgehend unbekannt. SED-Unrecht tritt - anders als das NS-Unrecht - weit häufiger nicht offen zutage, weil es oft auf geheimen Anweisungen beruhte, sowie konspirativer, verschlagener und unter Missbrauch von Rechtsnormen praktiziert wurde. Fehlvorstellungen beruhen auch auf gezielter, weiter fortwirkender SED-Propaganda. Zentrales Hemmnis sind zudem die fiskalische Interessen verfechtenden Interventionen von BMJ, BMF und AA. Es war ein Fehler, das BMF mit der Wiedergutmachung und mit der Verwaltung des infolge SED-Unrechts in Bundeseigentum überführten Vermögens zu betrauen. Im Gegensatz zur Regierung Gorbatschow
 hat im übrigen keine Bundesregierung offensiv die Aufarbeitung in Archiven betrieben, um Bewusstsein für geschehenes Unrecht zu schaffen. Vielmehr haben sich u.a. Bundeskanzler Kohl und die Bundesminister Schäuble und Kinkel vielfältig gegen die Aufarbeitung von SED-Unrecht gewandt.
 Zwei Drittel der 1,4 Millionen Aktenseiten der SMT-Terrorprozesse der Jahre 1945 - 1953 liegen unbearbeitet bei dem Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen.
 Gleiches gilt für in diversen Archiven lagernde Akten zu Terrormaßnahmen der Landesboden- und Präsidialkommissionen. Deshalb sind bislang wesentliche Bereiche vor allem des SED-Terrors weder juristisch noch zeithistorisch aufgearbeitet. Dazu hat auch die Presse weitgehend geschwiegen.

Ein großer Prozentsatz des SED-Unrechts wurde zwar - ebenso wie das NS-Unrecht - rechtsstaatskonform aufgearbeitet.
 Dies gilt tendenziell aber nur für weniger schwerwiegende Maßnahmen. Damit ist die Wiedergutmachung für SED-Unrecht ebenso misslungen wie dessen strafrechtliche Bewältigung: Diese hat keine SED-Parteisekretäre erfasst, obgleich diese das MfS gesteuert haben. In der DDR wurde es nicht zu Unrecht als „Schwert und Schild der Partei“ bezeichnet. Wegen der krassen Rechtsbeugung durch Mitglieder extralegaler Repressionskommissionen mit justiziellen Kompetenzen
 wurde nicht ermittelt. Im übrigen gab es eine „Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität“ unter Leitung von Manfred Kittlaus. Sie wurde indes gezielt nie mit hinreichenden Ressourcen ausgestattet und bereits 2000 aufgelöst.

Die Fehlleistungen der Gerichte haben auch erhebliche wirtschaftliche Folgen. Die Hinterlassenschaft der problematisch organisierten THA bestand nicht, wie 1990 erhofft, in Einnahmen von 600 Mrd. DM, sondern in einem Defizit von 230 Mrd. DM.
 Infolge des Schrumpfungsprozesses der privatisierten Wirtschaftsunternehmen erbrachte das Beitrittsgebiet Mitte der 90iger Jahre nur 3 % des deutschen Exportaufkommens. Bürger in Ostdeutschland erreichten die Steuerkraft von 31 % eines Westdeutschen.
 Es gibt dort kaum Sitze mittlerer oder großer Unternehmen.
 Dies ist - neben anderen Gründen
 - darauf zurückzuführen, dass verfolgte Unternehmer von Investitionen durch Verweigerung einer rechtsstaatlichen Aufarbeitung von SED-Unrecht abgehalten werden. Die Situation der LPG-Nachfolgeunternehmen mit einer durchschnittlichen Größe von 1238 ha
 ist dadurch gekennzeichnet, dass das Gros der LPG-Bauern durch Bilanzfälschungen und andere Machenschaften verdrängt wurden.
 Selbst im äußerst günstigen Wirtschaftsjahr 2007/08 hätten diese Unternehmen ohne Subventionen von im Durchschnitt über 496.000 Euro je Betrieb einen Verlust von ca. 294.000 Euro ausweisen müssen.
 Sie sind aufgrund überdimensionierter Förderleistungen nur scheinrentabel.
 Bei einer Umstellung etwa des maßgeblich auf die Betriebsgröße zentrierten EU-Subventionssystems droht ihnen die Insolvenz. Daher ist es unverantwortlich, dieses System nach den aktuellen Privatisierungsgrundsätzen der BVVG durch die Veräußerung der verbliebenen Flächen von 400.000 ha an LPG-Nachfolgebetriebe zu perpetuieren. 

Nach 20 Jahren deutscher Einheit ist die Aufarbeitung politischen Unrechts damit längst nicht abgeschlossen. Die Vielzahl der gesetzlich nicht erfassten oder von den Gerichten nicht einmal sachverhaltlich zutreffend ermittelten Verfolgungsfälle in SBZ und DDR macht es dagegen erforderlich, die zum 31.12.2011 greifende Befristung für Rehabilitierungen aufzuheben und - ebenso wie nach russischem Recht - eine zeitlich unbegrenzte Rehabilitierung zuzulassen. Die wesentlichen Lücken bei der Aufarbeitung von Unrechtsakten politischer Verfolgung lassen sich aber vielleicht deshalb noch schließen, weil der Gesetzgeber plant, die Ausschlussfristen nunmehr bis zum 31.12.2019 zu verlängern.

*	 Der Autor ist Rechtsanwalt in München und befasst sich mit der Aufarbeitung von Unrecht in SBZ und DDR, dem Religionsrecht und dem Denkmalschutzrecht. Er ist u.a. Mitautor im Rechtshandbuch Vermögen und Investitionen in der ehemaligen DDR. Für wertvolle Hinweise dankt er Julius Albrecht Kempe.


�	 Papier/Möller, NJW 1999, 3289 (3297). 


�	 Wiedergutmachungsgesetze sind in der Textsammlung Schönfelder II, Ergänzungsband für die neuen Bundesländer und in der Beck’schen Textausgabe „Vermögensgesetz“, 2010 zugänglich. Im Schönfelder II finden sich auch wichtige Rechtsgrundlagen für Unrechtsakte in SBZ und DDR. 


�	 Vgl. zu gegen Juden gerichteten NS-Vorschriften: Walk (Hrsg.), Das Sonderrecht für die Juden im NS-Staat. Eine Sammlung der gesetzlichen Maßnahmen und Richtlinien, 2. Aufl., 1996.


�	 Die Gleichsetzung von Klassenfeinden als Nazi- und Kriegsverbrecher war Folge der Ideologie des kommunistischen Antifaschismus; vgl. Wilhelm, Die Rolle von Partei und Staat bei der Durchführung der Enteignung der Nazi- und Kriegsverbrecher, 1980, S. 7.


�	 Vgl. dazu: Schuller, Geschichte und Struktur des politischen Strafrechts der DDR bis 1968, 1980, S. 180ff., 206ff.


�	 Zur stalinistischen Machtusurpation vgl. KPD-Urteil des BVerfG (BVerfGE 5, 85, 147ff.). In der DDR ist sie propagandistisch verharmlost worden, was ihre Wahrnehmung weiterhin trübt.


�	 Vgl. nur Hilberg, Die Vernichtung der europäischen Juden, Bd. 2, 1997, S.287ff., 411ff., 927ff.; Friedländer, Das Dritte Reich und die Juden 1939-1945, Bd. 2, Die Jahre der Vernichtung, 2. Aufl., 2006, S. 29ff., 225ff., 427ff.


�	 Vgl. Wasmuth, ZOV 2009, 110ff.


�	 Diese Vergleichbarkeit wird oft übersehen, weil das NS-Unrecht allein mit dem Völkermord gleichgesetzt wird (so noch: KG, Beschluss vom 24.6.2010 - 2 Ws 191/10 REHA -, S. 12f. des amtl. Umdrucks). 


�	 Vgl. Hilger/Petrov, „Erledigung der Schmutzarbeit?“- Die sowjetischen Justiz- und Sicherheitsapparate in Deutschland, in: Hilger/Schmeitzner/Schmidt, Sowjetische Militärtribunale, Bd. 2, Die Verurteilung deutscher Zivilisten 1945-1955, 2003, S. 59ff.; Jeske/Schmidt, Zur Verfolgung von Kriegs- und NS-Verbrechen durch sowjetische Militärtribunale in der SBZ, ebd., S. 155ff.; Kopalin, in: Dowe (Hrsg.), Die Rehabilitierung deutscher Opfer sowjetischer politischer Verfolgung, 1995, S. 21f.


�	 Vgl. KG, NJW 1954, 1901; Schröder, in: Bruns/Schröder/Tappert, StrRehaG, 1993, § 1, Rn. 137ff.; Tappert, ebd., § 25, Rn. 26ff.


�	 Vgl. Grewe, Lager des Grauens. Sowjetische KZs in der DDR nach 1945, 1990; Voslensky, „Das Geheimnis wird offenbar“. Moskauer Archive erzählen. Eine Bilanz der Gewalt, des Terrors und des Schreckens, 1995. 


�	 Antwort der Bundesregierung vom 15.6.1992 auf die Frage des Abg. Schwanitz, BT-Drucks. 12/2864, S. 7f.


�	 Richtlinien zur Anwendung der Direktiven Nr. 24 und Nr. 38 des Kontrollrats vom 16.8.1947 (ZVOBl. S. 185). 


�	 Vgl. dazu Art. III Ziff. 1 lit. d S.2 KRG Nr. 10; Tappert (o. Fußn. 11), § 25, Rn. 27.


�	 Vgl. Benjamin, NJ 1957, 785ff.; Welzel, in: Lekschas, Lehrbuch Strafrecht der DDR, 1988, S. 116; Sax, JZ 1959, 385 (388). 


�	 So: Ministerium der Justiz der DDR (Hrsg.), Kommentar zum Strafgesetzbuch, Art. 1, Anm. 2. 


�	 Vgl. Horstmann. Logik der Willkür, 2002, S. 161ff.


�	 Vgl. dazu: BGH, JR 2000, 246f.


�	 Vgl. Schöne, Das sozialistische Dorf. Bodenreform und Kollektivierung in der Sowjetzone und DDR, 2008, S. 101ff.). 


�	 Dazu zählte das Amt zum Schutz des Volkseigentums, in dem die Landesboden- und Präsidialkommissionen aufgegangen waren. 


�	 Vgl. Pingel-Schliemann, Zersetzen. Strategie einer Diktatur, 2004. 


�	 Der Begriff erfasst jeden endgültigen, zumindest faktischen Vermögensverlust, der nicht der politischen Verfolgung gedient hat.


�	 Vgl. BVerfGE 101, 237 (267f.); 101, 275 (287) unter Berufung auf BVerfGE 22, 49 (79); 95, 96 (140); 96, 245 (249); 101, 237 (267f.); 101, 275 (287). 


�	 Verletzung des ius cogens; vgl. dazu: BVerfGE 101, 275 (288); 112, 1 (27f.); Heintschel v. Heinegg, in: Ipsen, Völkerrecht, 5. Aufl., 2004, § 15, Rn. 36ff.


�	 BezG Dresden, DtZ 1992, 91ff.; NStZ 1992, 137ff.; zuvor bereits: KG, NJW 1954, 1901f.


�	 Gloria, in: Ipsen, Völkerrecht, 5. Aufl., 2004, § 47, Rn. 13ff., 16ff.; Herdegen, Völkerrecht, 9. Aufl., 2010, § 54, Rn. 1ff.


�	 Allein das Auswärtige Amt hat 1.300 Anträge an sowjetische Stellen weitergeleitet. Die erste Rehabilitierung eines Deutschen datiert vom 24.5.1990 (FAZ v. 5.4.1991, S. 6). 


�	 Ziff. 1 Erlass des Präsidenten der UdSSR über die Wiederherstellung der Recht aller Opfer politischer Repression der 20er bis 50er Jahre vom 13.8.1990 (Bulletin des Obersten Sowjets der UdSSR 1990, Nr. 34). 


�	 Dies gilt bereits für den unter Modrow erarbeiteten Entwurf (vgl. Rundtischgespräche zur Rehabilitierung, NJ 1990, 191ff.). 


�	 Etwa: Aide mémoire v. 28.4.1990 sowie Vorstöße v. 9., 22. und 29.6., 27./28.8. und 7.9.1990. 


�	 Entwurf des Ministerrates zum Rehabilitierungsgesetz, VK-Drucks. Nr. 157; Prot. des Rechtsausschusses der DDR-VK, 10. WP, 33. Sitz. v. 23.8.1990, S. 6. 


�	 GBl.-DDR I S. 1459.


�	 Vgl. § 1 Abs. 1, 4, §§ 3ff., 18ff., 21ff., 37ff. DDR-RehaG. 


�	 Vgl. Art. 3 Nr. 6 Maßgabe b) Vereinbarung zum EVertr. v. 18.9.1990 (BGBl. II S. 1239). 


�	 V. 29.10.1992 (BGBl. I S. 1814).


�	 BGBl. I S. 1311, 1314.


�	 V. 21.12.1972 (BGBl. 1973 II S. 423). 


�	 Vgl. u.a. unlautere Machenschaften in Ziff. 8 GemErkl.; vgl. auch: Fieberg/Reichenbach, NJW 1991, 321 (323, 327).


�	 BT-Drucks. 11/7760, S. 335ff.


�	 Erlassen in Anl. II Kap. II Sachgeb. B Abschn. I Nr. 5 zum Einigungsvertrag v. 31.8.1990 (BGBl. I S. 885, 1159). 


�	 Erlassen mit Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgsetz v. 27.9.1994 (BGBl. I S. 2624). 


�	 Zur Reichweite der Rehabilitierung: § 1 Abs. 1, 2 StrRehaG, § 1 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 VwRehaG, § 1 Abs. 1 BerRehaG.


�	 Vgl. auch die Rechtsfolgenverweisungen in § 3 Abs. 2 StrRehaG und § 7 Abs. 1 Satz1 VwRehaG. 


�	 Etwa: Landesboden- und Präsidialkommissionen, repressiv tätige Wirtschaftsverwaltung; repressive Untersuchungsorgane waren: SBZ-Wirtschafts- und Innenministerien, Zentrale Kontrollkommission, Kriminalpolizei K 5 und K 7, Ministerium für Staatssicherheit. 


�	 BGHZ 9, 34 (43f.); 16, 350 (353f.). 


�	 Vgl. zur Unwirksamkeit der Waldheimurteile: KG, NJW 1954, 1901f.; BezG Dresden, DtZ 1992, 91ff.; NStZ 1992, 137ff.


�	 Vgl. § 1 Abs. 1 StrRehaG, § 1 Abs. 1 Satz 1, § 1a Abs. 1 VwRehaG.


�	 BezG Dresden, DtZ 1992, 91ff.; NStZ 1992, 137ff.


�	 BGHZ 16, 350 (360) unter Berufung auf CORA (Court of Restituion Appeals), DRiZ 1955, 59. 


�	 KG, VIZ 1992, 65f. 


�	 Vom 14.7.1992 (BGBl. I S. 1457). 


�	 Die Referenten im BMJ und Teilnehmer bei den Verhandlungen zur Gemeinsamen Erklärung Fieberg und Reichenbach haben dargelegt, dass die Tatbestände in § 1Abs. 6, 7 VermG ein aliud gegenüber Enteignungen i.S. von § 1 Abs. 1 lit. a und b VermG darstellen, weshalb die davon erfassten Verfolgungsfälle keine Enteignungen i.S. von Ziff. 1 GemErkl. darstellen (Fieberg/Reichenbach, in: Fieberg/Reichenbach/Messerschmidt/Verstegen, VermG [Stand: Okt. 1991], § 1, Rn. 112ff., 117f., 119f.). Daher geht § 1 Abs. 7 VermG den vermögensrechtlichen Tatbeständen in § 1 Abs. 1 - 4 VermG als lex specialis vor. Das gleiche Verhältnis besteht zwischen Ziff. 9 [strafrechtliche Vermögenseinziehungen] und Ziff. 1 bis 8 [bloße Enteignungen und andere Vermögenszugriffe] GemErkl. Daher enthält das Vermögensgesetz keine unmittelbar geltende Regelung zur Rehabilitierung von personenbezogenen Verfolgungsunrecht, sondern in § 1 Abs. 7 VermG nur eine Rechtsfolgenverweisung zur Bereinigung vermögensrechtlicher Folgen der Verfolgung. 


�	 Ausdrücklich: Begründung der Bundesregierung zum Entwurf des Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes, BT-Drucks. 12/4004, S. 68. 


�	 BVerwGE 102, 89 (93).


�	 BVerwGE 102, 89 (93).


�	 BVerwGE 106, 210 (214f.). 


�	 BVerwGE 99, 82 (85). 


�	 Etwa das BEG galt infolge seiner Beschränkung auf die Verfolgung wegen politischer Gegnerschaft zum NS-Regime nicht für Angehörige slawischer Völker, Homosexuelle oder als asozial diffamierte Personen. Zwangsarbeit wurde ohnehin nicht erfasst.


�	 Vgl. Bundesarchiv/Militärarchiv Freiburg, Akten Fremde Heere Ost, Bestand H3, Bd. 483, 675, 665, 690; Bundesarchiv Koblenz, Ostdokumentensammlung Ost-Dok 2, Nr. 8, 13, 14; Ost-Dok 2/51, 2/77, 2/96. 


�	 Vgl. dazu nur: Beyler/Hottenrott, Horch und Guck, Zeitschrift zur kritischen Aufarbeitung der SED-Diktatur 2010, 22ff.


�	 Vgl. zum Inhalt des Anspruchs: BVerwGE 107, 205 (210); VIZ 2000, 458 (459); VIZ 2000, 459 (462).


�	 Vgl. nur: BVerfG, NJW 1997, 449; VIZ 1999, 146; VIZ 1999, 468; VIZ 2000, 209.


�	 BVerfG, ZOV 2002, 274 (275).


�	 Vgl. zum Vergleichsabschluss: Wasmuth, in: Rechtshandbuch Vermögen und Investitionen in der ehemaligen DDR, B 100, § 9 VermG a.F., Rn. 20ff.


�	 Vgl. Kritik von Wasmuth, ZOV 2009, 168ff.


�	 Das LG Dresden (Beschl. v. 8.8.2008, BSRH 22/06) hat gar einen Termin zur mündlichen Erörterung aufgehoben hat, nachdem sich die Öffentlichkeit dafür interessierte. 


�	 Der BGH entscheidet nur bei Divergenz (§ 13 Abs. 4 StrRehaG i.V.m. § 121 Abs. 2 GVG). 


�	 So Schreiben des BMF an den Verf. v. 29.6.2010 - VB 1 - VV 5122/10/10001 -.


�	 Vgl. BVerfG, LKV 2009, 315f.: Versagung der zwangsweisen Unterbringung in DDR-Kinderheimen mangels Strafcharakters, der von § 2 StrRehaG aber nicht verlangt wird. 


�	 § 10 Abs. 1 StrRehaG, § 13 Abs. 3 VwRehaG i.V.m. § 86 Abs. 1 Satz 1 VwGO, § 25 Abs. 3 BerRehaG i.V.m. § 86 Abs. 1 Satz 1 VwGO, § 31 Abs. 1 Satz 1 VermG, § 12 Abs. 1 Satz 1 EntschG i.V.m. § 31 Abs. 1 Satz 1 VermG, § 6 Abs. 2 AusglLeistG i.V.m. § 31 Abs. 1 Satz 1 VermG.


�	 Vgl. BGH, NJW 1994, 3364 (3366); Bachler, in: Graf, StPO, 2010, § 244, Rn. 6; Meyer-Goßner, StPO, 53, Aufl., 2010, § 244, Rn.4.


�	 Direktive des Kontrollrats Nr. 38: Verhaftung und Bestrafung von Kriegsverbrechern, Nationalsozialisten und Militaristen und Internierung, Kontrolle und Überwachung von möglicherweise gefährlichen Deutschen v. 12.10.1946 (ABl.-KR S. 184). 


�	 Dazu: Wasmuth/Kempe, ZOV 2008, 232ff. 


�	 OLG Dresden, Beschl. v.6.10.2008 - 1 Reha Ws 72/08 -; LG Dresden, ZOV 2009, 246ff.


�	 SMAD-Befehl Nr. 64 - Auferlegung von Sequestrierungsmaßnahmen und Übernahme in die zeitweilige Verwaltung von bestimmten Vermögenskategorien in Deutschland v. 30.10.1945, Originalfassung aus dem Moskauer Hauptstaatsarchiv GARF, abgedr. in: Schönfelder II, Nr. 220. 


�	 SMAD-Befehl Nr. 64 über die Beendigung der Sequesterverfahren in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands v. 17.4.1948 (ZVOBl. S. 140). 


�	 V. 30.6.1946 (GVOBl. Sachsen I S. 305). 


�	 Auferlegung von Sequestrierungsmaßnahmen und Übernahme in die zeitweilige Verwaltung von bestimmten Vermögenskategorien in Deutschland v. 30.10.1945 (Originalfassung im Moskauer Hauptstaatsarchiv GRAF, abgedr. in: Schönfelder II, Nr. 220). 


�	 Die Sicherungsfunktion hat dagegen etwa BVerwG, VIZ 2002, 347 (348) zutreffend beschrieben. Sie ergibt sich auch aus dem Vergleich zu dem für NS-Vermögen geltenden SMAD-Befehl Nr. 126, der nicht die Sequestrierung, sondern die Konfisaktion anordnete. 


�	 Beendigung der Sequesterverfahren in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands v. 17.4.1948 (ZVOBl. S. 140). 


�	 Abgedr. in: Schönfelder II, Nr. 231. 


�	 Vgl. die in SBZ und DDR als Strafgesetz angewandten Tatbestände in Abschn. II Ziff. 4, 5 und 7 KRD Nr. 38. 


�	 U.a. Mitgliedschaft in einer kriminellen oder terroristischen Vereinigung (§ 129 Abs. 1, 2. Alt., § 129a Abs. 1, 2. Alt. StGB); dies verkennt KG, Beschl. v. 25.1.2010 - 2 Ws 191/10 REHA -, S. 7 d. amtl. Umdr. 


�	 In wenigen Stunden wurde über die Schuld von 30 bis 40 Personen entschieden. 


�	 Vgl.etwa für Sachsen-Anhalt: Schreiben der Provizialverwaltung Sachsen an den Präsidenten der Provinz Sachsen, wonach 2396 Personen als aktive Nazisten, Kriegsverbrehcer oder Kriegsnutznießer beschuldigt, aber 2426 Personen von einem Schuldvorwurf freigesprochen worden waren; nicht beschuldigte Personen, denen sequestrierte Vermögenswerte zurückzugeben waren, wurden aber „nacherfasst“ oder mit Wirtschaftsstrafverfahren verfolgt.


�	 Direktive des Kontrollrates Nr. 38: Verhaftung und Bestrafung von Kriegsverbrechern, Nationalsozialisten und Militaristen und Internierung, Kontrolle und Überwachung von möglicherweise gefährlichen Deutschen v. 12.10.1946 (ABl.-KR S. 184). 


�	 Direktive des Kontrollrates Nr. 24: Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen der Alliierten feindlich gegenüberstehen, aus Ämtern und verantwortlichen Stellungen v. 20.12.1945 (ABl.-KR S. 98). 


�	 Vgl. AB Nr. 2 zum SMAD-Befehl Nr. 201.


�	 Vgl. AB Nr. 3 zum SMAD-Befehl Nr. 201. 


�	 Dafür waren nach der AB Nr. 3 zum SMAD-Befehl Nr. 201 die Garantien der StPO weitgehend aufgehoben. 


�	 Ziff. 5 SMAD-Befehl Nr. 201 i.V.m. Ziff. 20 AB Nr. 3 zum SMAD-Befehl Nr. 201. 


�	 Vgl. OLG Dresden, VIZ 2004, 550 (551); VIZ 2004, 551(552). 


�	 Zur extralegalen Intervention durch Sonderkommissionen und deren nachträglicher Legitimierung: Fotzik, Extralege Intervention, in: SMAD-Struktur und Funktion, 1999, S. 392ff.; Wilhelm (o. Fußn. 4), S. 8. 


�	 Vgl. dazu: Wasmuth/Kempe, ZOV 2008, 232 (249). 


�	 Vgl. dazu zur Anwendung der KRD Nr. 38 als spezifisches Strafgesetz: Ziff. 3, 7 SMAD-Befehl Nr. 201 sowie Ziff. 6ff. AB Nr. 3 zum SMAD-Befehl Nr. 201.


�	 Zur Aktion Rose: BGH, JR 2000, 246f; als Beispiel für den Missbrauchs von strafgerichtlichen Entnazifizierungsverfahren zum Zweck des Vermögenszugriffs vgl. OLG Gera, NJ 1948, 115f.


�	 Ob es neben den Listen eine weitere Registrierung gab, ist nicht ermittelt; bekannt ist aber, dass die Deutsche Wirtschaftskommission (DWK) und das Amt zum Schutze des Volkseigentums, eine spätere Außenstelle des MfS, über Listen mit Nazi- und Kriegsverbrechern verfügten. 


�	 Zu den Merkmalen einer Strafrechtsmaßnahme: BVerfGE 9, 137 (144ff.); 21, 378 (383ff.); 95, 96 (140); 105, 135 (153); BGHSt 43, 129 (138ff., 141); NStZ 1997, 435; NJW 2000, 1427; NJW 2003, 3620. 


�	 Vgl. zur notwendigen Schwere von Rechtsgutseingriffen für die Annahme der politischen Verfolgung durch die Beseitigung des wirtschaftlichen Existenzminimums: BVerfGE 54, 341 (357).


�	 Vgl. zur notwendigen Schwere von Rechtsgutseingriffen für die Annahme der politischen Verfolgung durch die konkrete Gefahr für das Leben, die körperliche Unversehrheit und die persönliche Freiheit: BVerfGE 9, 174 (180f.); 15, 249 (251); 76, 143 (157). 


�	 Schröder, in: Bruns/Schröder/Tappert, StrRehaG, 1993, § 1, Rn. 142. 


�	 Dazu: Wasmuth/v. Raumer, ZOV 2006, 103ff. 


�	 Vom 8.2.1949 (VOBl. Groß-Berlin I S. 34). 


�	 Vgl. nur: KG, Beschl. v. 24.6.2010 - 2 Ws 191/10 REHA -.


�	 Vgl. OGZ 1, 94, 99; OLG Gera, DRZ 1948, 493; OLG Erfurt, NJ 1951, 38.


�	 Dazu: Wasmuth, ZOV 2010, 216ff.


�	 OG, NJ 1954, 58f.; Feiler, NJ 1957, 19; Ostmann, NJ 1961, 173 (174). 


�	 Dazu oben V. 1 a) aa). 


�	 So etwa: BVerwG, ZOV 2010, 36 (37); OLG Dresden, VIZ 2004, 550 (551); VIZ 551 (552). 


�	 Art. I Ziff. 1 Satz 2 Bodenreformverordnungen. 


�	 Die Verfolgung richtete sich so gegen als besonderen Klassenfeind diffamierte Personen, deren Bekämpfung primärer Zweck des Strafrechts in SBZ und DDR war. 


�	 Die Anzahl der in Nachfolgeverfahren Verurteilten ist nicht ermittelt. 


�	 Vgl. etwa: BVerwGE 99, 268 (274f.) = VIZ 1996, 88 (89f.); VIZ 2002, 172. 


�	 Boden- und Wirtschaftsreform waren nicht nur strafrechtliche Entnazifizierungsakte. Reine Enteignungen waren Konfiskationen zu Reparationszwecken zugunsten der UdSSR oder diejenigen von Banken und Versicherungen, privaten Eisenbahnen, Bergwerken und Bodenschätzen, Energieunternehmen sowie Lichtspieltheatern und Apotheken. 


�	 BVerfGE 84, 90 (96ff.).


�	 Bestimmungen der DDR zu Eigentumsfragen und Enteignungen, 1971.


�	 BVerfGE 94, 12 (32f.).


�	 Explizit: OLG Naumburg, ZOV 2009, 29ff.; kritisch: Wasmuth, ZOV 2010, 126f. 


�	 BVerfG, NJW 2009, 1805. 


�	 Dazu Kritik von Wasmuth, ZOV 2009, 115ff.


�	 Vgl. BVerfG, NStZ 1995, 449 (451); OLG Brandenburg, VIZ 1996, 486 (487f.).


�	 Vgl. BVerfGE 84, 90 (96ff., 122ff.); 94, 12 (29); 112, 1 (20ff.); NJW 1997, 449 (450); NJW 2009, 1805.


�	 Vgl. nur: BVerwG, ZOV 2010, 36 (37); OLG Rostock, 2009, 31 (32). 


�	 Vgl. BVerfG, NStZ 1994, 449 (450f.); BVerfGE 101, 275 (294ff.).


�	 Damit dürfte etwa die geringe Erfolgsquote von Rehabilitierungen wegen Einweisungen in Kinderheimen zu erklären sein.


�	 Vgl. die durch VG Halle (BeckRS 2010,47197) aufgehobene Zurückweisung der berufsrechtlichen Rehabilitierung eines Zeugen Jehovas wegen Nichtzulassung zur


	EOS; problematisch daher: VG Frankfurt/O. (BeckRS 2010, 49385), das die Verfolgung durch eine Stellungnahme der Schule zur Hochschulzulassung einer ev-luth. Schülerin verkennt. 


�	 Dazu: Wasmuth, NJW 1993, 2476ff.


�	 Vgl. dazu oben III.1.a).


�	 Wasmuth, NJW 2476ff.; vgl. auch Ziff. 3 lit. b, 5 GemErkl. 


�	 Also nicht unter Verstoß gegen den Schutz von DDR-Bürgern nach in Ziff. 3 lit. b, 5 GemErkl.


�	 BVerfGE 84, 90 (121). 


�	 BVerfGE 84, 90 (121, 130), ausdr. bereits BVerfGE 83, 162 (172f.). 


�	 BVerfGE 84, 90 (127). 


�	 Zur Erfüllung von Forderungen der UdSSR haben die beiden deutschen Außenminister lediglich einen Brief an die Außenminister der Vier Mächte übergeben, in dem bestätigt wird, die Regierungen der beiden deutschen Staaten hätten in den Verhandlungen über Zwei- plus-Vier-Vertrag dargelegt, dass sie die in Ziff. 1GemErkl. und in Art. 41 Abs. 1, 3 EVertr. enthaltene Regelung getroffen haben (abgedr. in Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung v. 14.9.1990, S. 1156f.). 


�	 Erstmals: BVerwGE 96, 8ff. = VIZ 1994, 411.


�	 Insbesondere BVerfGE 94, 12 (29ff.)


�	 BVerfGE 94, 12 (33ff.).


�	 Dazu oben III.2.


�	 BVerwG, VIZ 2002, 25f.; BVerwGE 106, 210ff. = VIZ 2002, 272f.


�	 BT-Drucks. 12/4494, S. 23.


�	 Die Erläuterungen der Bundesregierung zum Vermögensgesetz sprechen dabei von einer weiteren Ausdehnung des Vermögensgesetzes (BT-Drucks. 11/7831, S. 1, 3). 


�	 BVerwG, ZOV 2010, 36 (37). 


�	 Dazu oben V.1.a)


�	 Vgl. § 8 i.V.m. § 1 Abs. 1, 5 StrRehaG. 


�	 Unzureichend ist regelmäßig auch der Vortrag der anwaltlich vertretenen Kläger und Antragsteller. Dies beruht aber darauf, dass diesen die rechtstatsächlichen, seinerzeit in Geheimverfahren durchgeführten Verfolgungsmaßnahmen in der SBZ nicht hinreichend bekannt sind. 


�	 Vgl. dazu: BVerwGE 111, 182ff. = VIZ 2000, 526; VIZ 2003, 14ff.


�	 Hingewiesen sei nur auf die Intervention des BMF gegenüber dem unzuständigen russischen Konsulat in Berlin im Verfahren des Sächs. LAROV - SG 313-2798 -.


�	 So auch Lembcke, Rehabilitierung politisch Verfolgter in der DDR. Politisches Programm und Praxis des Rechts, in: Gerhard u.a. (Hrsg.), Politisches Denken, Jb 2009, S. 167 (185). 


�	 Etwa: OLG Naumburg, BeckRS 2010, 10655; OLG Jena, Besch. v. 15.5.1997 - 2 Ws Reha 23/96 -; LG Potsdam, Beschl. v. 13.4.1995 - 2 BRH 8474/95 -.


�	 BGH, ZOV 2007, 30ff.


�	 Vgl. Gorbatschow, Erinnerungen, 1995, S. 304ff.


�	 Vgl. nur: Müller/Hartmann, Vorwärts und Vergessen! Kader, Spitzel und Komplizen: Das gefährliche Erbe der SED-Diktatur, 2009, S. 51ff.


�	 Notiz in: DER SPIEGEL, Heft 38/1997 vom 15.9.1997. 


�	 Vgl. Müller/Hartmann (o. Fußn. 153), S. 177ff.


�	 Etwa Ansprüche von Republikflüchtlingen und enteigneten Westdeutschen sowie typische politische Strafverfahren. 


�	 Etwa: Landesboden- und Landessequesterkommissionen, Zentrale Kontrollkommission. 


�	 Zuletzt: Bisky, Kränkung statt Liebe, SZ v. 1.9.2010, S. 4.


�	 Müller, Supergau Deutsche Einheit, 2. Aufl., 2005, S. 80f.


�	 Müller (o. Fußn. 160), S. 81f.


�	 Maroder Zustand von Unternehmen, ruinöse Währungsumstellung, Korruption bei der Privatisierung, Veräußerungen an Hasadeure und Spekulanten, Wegbrechen von Märkten im RGW-Raum, kaum Sonderbedingungen für den Aufbau Ost.


�	 Entsprechende Durchschnittsgrößen hat es im Beitrittsgebiet vor 1945 nicht gegeben.
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